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://: 1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an 

das Bundesamt für Gesundheit. 

 

Begründung 

Der Regierungsrat begrüsst grundsätzlich die Schaffung einer gesetzli-
chen Grundlage für die Registrierung von Krebserkrankungen auf Bun-
desebene. Damit werden die Bestrebungen des Kantons im Bereich 
der Krebsregistrierungen gestärkt, welche dieser in einem seit 1969 
bestehenden und seit 1991 zusammen mit dem Kanton Basel-
Landschaft geführten Krebsregister unternommen hat. 
 
Nicht einverstanden erklärt sich der Regierungsrat mit der Regelung im 
Bereich des Mindest- und Zusatzdatensatzes sowie der entsprechen-
den Widerspruchs- resp. Einwilligungslösung. Um die für die Aussage-
kraft der Ergebnisse der registrierten Daten sehr wichtige Vollständig-
keitsquote von mindestens 90%, besser 95% erreichen zu können und 
auch nicht hinter bereits praktizierte und erfolgreiche Standards zu-
rückzufallen, schlägt der Regierungsrat vor, auf eine Trennung der Da-
ten in einen Mindestdaten- und Zusatzdatensatz zu verzichten und die 
Erhebung und Registrierung dieser Daten zwar mit Widerspruchsmög-
lichkeit, aber ohne Einwilligungserfordernis zu regeln. Zudem fordert 
der Regierungsrat, dass sich der Bund an den für die Kantone zu er-
wartenden Mehrkosten beteiligt. 
 

                                                                                            


